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Änderungen im Unternehmenskaufver­
tragsrecht durch die Urhebervertrags­
rechtsreform >.-

§ 34 m UrhG (neu) und der Wegfall des § 28 VerlG 

Am 1. 7. 2002 ist das neue Urhebervertragsrecht in Kraft getre­
ten (Gesetz zur Stärkung der vertraglichen Stellung von Urhe­
bern und 'ausübenden Künstlern, BGBI I 2002, 1155). Durch die 
scharf ausgetragene Diskussion um die Einführung eines An­
spruchs des Urhebers auf angemessene Vergütung wurden die 
Neuregelung des § 34 UrhG und der damit einhergehende Weg­
fall des § 28 VerlG verdeckt. Bei Unternehmenskaitfverträgen 
wird die neue Regelung berücksichtigt werden müssen und soll 
daher näher betrachtet werden. Angelegt im so genannten Pro­
fessorenentwurf ging die jetzige Regelung ohne Änderungen in 
den nunmehr Gesetz gewordenen Entwurf des Deutschen Bun­
destags vom 23. 1.2002 ein. 

L Frühere Rechtslage 

Vor In-Kraft-Treten des Gesetzes wurde der Übergang 
von Werknutzungsrechten durch zwei Normen geregelt, 
§ 28 VerlG aus dem Jahre 1901 sowie § 34 UrhG aus dem 
Jahre 1965, was zu vielfachen Diskussionen über das Ver­
hältnis der beiden Normen führte. Die herrschende An­
sicht in der Literatur ging im Ergebnis davon aus, dass der 
speziellere § 28 VedG durch die jüngere Vorschrift nicht 
aufgehoben wurde, vielmehr § 34 UrhG bei der Aus-
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legung des § 28 V~rIG heranzuziehen war, was im Ergeb­
nis zu einem urheberfreundlicheren Verständnis , des § 28 
VerlG führte!. . 

Nach § 34 III UrhG a. F. konnte ein Nutzungsrecht 
grundsätzlich ohne Zustimmung des Urhebers übertragen 
werden, wenn die Übertragung im Rahmen der Gesamt­
veräußerung eines ' Unternehmens oder der Veräußerung 
von Teilen eines Unternehmens geschah. In § 28 I 1 VerlG 
war hingegen die grundsätzliche Übertragbarkeit der 
Rechte des Verlegers festgeschrieben mit der einzigen Aus­
nahme, dass zwischen Verleger und Verfasser die Über­
tragbarkeit ausgeschlossen wurde. 

Nach herrschender Meinung wurde damit nicht nur ein 
relatives, -sondern ein absolutes Verfügungsverbot fest­
gelegt2 . Da eine derartige Beschränkung in Verlagsverträ­
gen recht selten war, genügte es regelmäßig, bei Unter­
nehmenskäufen und Unternehmensumstrukturierungen 
die wesentlichen Verlagsverträge auf eine derartige Aus-
schlussklausel hin zu sichten. ' . . 

ll. Neue Rechtslage seit 1. 7.2002 

Der Urheber erhält nunmehr nach dem neuen § 34 III 
UrhG ein Rückrufsrecht, wenn ihm eine 'Ausübung des 
Nutzungsrechts durch den Erwerber eines Unternehmens 
oder eines Unternehmensteils nach· Treu und Glauben 
nicht zumutbar ist. Das Recht zum Rückruf besteht auch 
für den Fail, dass sich die Beteiligung~verhältnisse am 
Unternehmen des Inhabers des Nutzungsrechts wesentlich 
ändern. Dies bedarf der Auslegung. Die Begründung des 
Gesetzgebers liefert hierzu einen Anhaltspunkt. So führt 
der Gesetzgeber im Gesetzentwurf vom 26. 6. 20013 le-
diglich Folgendes aus: . 

"Bei der Gesamtveräußerung wird einem von Urheberseite 
vielfach vorgebrachten Wunsch entsprechend ein unverzicht­
bares Rückrufsrecht eingeführt (§ 34 III).Ein entsprechendes 
Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund besteht nach herr-

. sehender Meinung schon jetzt ... Nach Absatz 5 kann auf das 
Rückrufsrecht gem.§ 34 III .. . im Voraus nicht verzichtet wer­
den." 

1. Der wichtige Grund beim RÜckrufsrecht 

Laut der Gesetzesbegründung handelt es sich also nur 
um eine KlarsteIlung, die die Rechte des Urhebers nicht 
erweitert. Deshalb muss die Rechtsprechung zum außer­
ordentlichen Kündigungsrecht näher untersucht werden. 

Nach der bisher einhelligen Meinung in Rechtspre­
chung4 und Literatur5 gilt auch bei dem Verlagsvertrag als 
einem Vertragsverhältnis, das in besonderem Maße auf 
gegenseitigem Vertrauen beruht, das Recht zur Kündigung 
aus wichtigem Grund wie bei einem Dienst- oder Arbeits­
verhältnis oder einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts. 
Ein wichtiger Grund zur Kündigung ist dann anzuneh­
men, wenn dem Kündigenden unter Berücksichtigung al­
ler Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der 
Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Ver­
tragsverhältnisses nicht zugemutet werden kann6 . War der 
Verlag auf Grund dauernder erheblicher Vermögens­
schwierigkeiten nicht in der Lage, innerhalb vereinbarter 
Fristen den Druck des Werks zu bewerkstelligen, so bil­
ligte ihm die Rechtsprechung ein Kündigungsrecht zu, 
ebenso für den Fall, dass dem Autor auf Grund finanziel­
ler Schwierigkeiten die Möglichkeit genommen wurde, 
seinen Honoraranspruch durchzusetzen7 . Rechtsprechung 
und Lehre billigten dem Urheber aber auch ein Kündi­
gungsrecht zu, wenn die Gründe das persönliche Verhält­
nis zum Verleger betrafen, so dass ein Festhalten am Ver­
trag als unzumutbar angesehen wurde8• Auch moralische 
Gründe sind nach Ansicht des BGH bei der Gesamtabwä-

gung im Hini:>lick auf eine berechtigte außerordentliche 
Kündigung zu berücksichtigen9 . " 

Entscheidend ist allerdings immer die Gesamtabwägung 
im Einzelfall, bei der die Interessen beider . Seiten zu be­
rücksichtigen sind. So sind auf Seiten des Verlags ins­
besondere auch die wirtschaftlichen Auswirkungen einer 
außerordentlichen Kündigung in die Abwägung mit ein­
zubeziehen. Eine Kündigung bildet damit die ultima ratio 
und kann das Verttagsve:rhältnis nurim äußersten Fall zur 
Auflösung bringen 10. 

Fasst man die in Rechtsprechung und Literatur wieder­
gegebenen wichtigen Kündigungsgründe zusammen, so 
wird deutlich, dass ein Grund zur außerordentlichen Kün­
digung nicht allein auf subjektive Beweggründe des Urhe­
bers gestützt werden kann. Vielmehr müssen diese im 
Wege einer Gesamtabwägung objektiviert und den be­
rechtigten Interessen des Verlegers gegenübergestellt wer, 
den und können nur in extremen Fällen zu einer Beendi­
gung des Vertragsverhältnisses führen. 

Überträgt man die herrschende Meinung in Rechtspre­
chung und Literatur nun äuf das Rückrufrecht des Urhe­
bers nach § 34 III UrhG, so bedeutet dies, .dass ein Rück­
rufsrecht aus subjektiven Erwägungen des Urhebers ob­
jektiv nachvollziehbar sein muss und gegen die wirtschaft­
lichen Interessen des Verlags abzuwägen ist. Ein pauscha­
ler Hinweis, man habe kein Vertrauen in den neuen Ver- ' 
leger, genügt sicherlich nicht, um als ultima ratio einen 
Rückruf zu rechtfertigen. Insbesondere ist nach der bishe­
rigen Rechtsprechung zum außerordentlichen Kündi­
gungsrecht ausgeschlossen, Gründe nur vorzuschieben, 
um die Beendigung eines als nachteilig empfundenen Ver-. 
trags herbeizuführen. Derartige Annahmen sind bei einer 
Gesamtabwägungzu berücksichtigen, um auszuschließen, 
dass anderenfalls der insbesondere auch im Zivilrecht 
gültige Grundsatz der Vertragstreue - pacta sunt servanda-
verletzt würde. ' 

2. RÜckrufsfiist 

Als nächstes schließt sich die Frage an, in welchem 
Zeitraum nach Bekanntwerden der Unternehmensver­
äußerung bzw. des Beteiligungserwerbs ein Urheber sein 
Recht zum Rückruf ausüben muss, damit es noch zu einer 
Vertragsbeendigung führen kann. Mit § 28 VerlG wurde 
auch die Regelung gestrichen, wonach eine Zustimmung 
für die Übertragung von Nutzungsrechten an einzelnen 
Werken als erteilt galt, sofern der Verleger den Verfasser 
zur Erklärung aufgefordert hatte und dieser seine Weige­
rung nicht binnen zwei Monaten nach dem Empfang der 
Aufforderung dem Verleger gegenüber erklärte. Sich unter 
Heranziehung dieser aufgehobenen Regelung auf eine 

1) Schricker,VerIG, 3. Auf!. (2001), § 28 Rdnr. 1; a. A. FrommlNor­
demannlHertin, Komm. z. UrheberR, 9 .. Auf!. (1998), § 34 Rdnr. 3, 
wonach § 28 VerlG durch § 34 UrhG gegenstandsl6s wurde. 

2) BGH, NJW-RR 1987, 181 = GRUR 1987, 37 (39); OLG 
München, GRUR 1984, 524 (525); FrommlNordemannlHertin (0. 
Fußn. 1), § 34 Rdnr. i3; Schricker (0. Fußn. 1), § 28 Rdnr. 4. 

3) BT-Dr 14/6433, S. 16. 
4) BGH, NJW 1990, 1989 = GRUR 1990, 443 (444); NJW 1983, 

1192 =GRUR 1982, 743; NJW 1982; 641 = WM 1981, 1339 (0. 
Fußn. 1); NJW 1977, 1633 = MDR 1977, 647. 

5) Statt vieler Schricker (0. Fußn. 1), § 35 Rdnr. 23. 
6) BGH, NJW 1990, 1989 = GRUR 1990,433 (444); FrommlNor­

demannlHertin (0. Fußn. 1), Vorb. § 31 ·Rdnr. 28; Schricker (0. 
Fußn. 1), § 35 Rdnr. 23. 

7) OLG Köln, GRUR 1986, 679; LG München I, GRUR 1987, 9'11 
(912). , 

8) BGH, NJW 1982, 641 = GRUR 1982, 41 (45); Schricker (0. 
Fußn. 1), § 35 Rdnr. 24; FrommlNordemannlHertin (0 . Fußn. 1), § 34 
Rdnr.12. 

9) BCH, GRUR 1982, 743 (744). 
10) BCH, NJW 1990, 1989 = GRUR 1990, 433 (445) . 
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Zwei-Monats-Frist zu berufen, ist daher schwerlichmög­
lich. Allerdings geben weder die Neuregelung noch die 
Gesetzesbegründung Auskunft darüber, wie die Fristen­
frage zukünftig zu handhaben ist. Vielmehr heißt es in der 
Begründung zu Art. 2 "Änderungen des Gesetzes über das 
Verlagsrecht" lapidar: 

,,§ 28 Verlagsgesetz ist infolge der vorgesehenen Vorschrift 'des 
§ 34 in der Fassung des Entwurfs uberflussig geworden. "11 

§ 34 UrhG kennt aber keine Regelung zur Rückrufs­
frist. 

Der BGH gewährte dem Urheber in den zu entscheiden­
den Fällen vor einer fristlosen Kündigung seines Verlags­
vertrags eine hinreichend bemessene Frist für eigene Er­
mittlung des maßgeblichen Sachverhalts und nach Ab­
schluss der Ermittlungen weiterhin zur Prüfung der 
Rechtslage. Die Angemessenheit der Frist hat sich nach 
der Rechtsprechung nach den Umständen des Einzelfalls 
zu richten 12. Abgelehnt wird seitens der Rechtsprechung, 
diese Frist analog § 626 11 BGB auf zwei Wochen zu 
begrenzen. So hatte der BGH in einem Fall eine Frist von 
zweieinhalb Monaten für angemessen angesehen 13. Diese 
Rechtsprechung kann nun nicht ohne weiteres auf die 
Frist zum Rückruf des Urhebers übertragen werden, da 
der maßgebliche Sachverhalt, der zu einem Rückrufsrecht 
führt, bereits in § 34 III UrhG gesetzlich definiert ist. Er 
liegt in dem Umstand der wesentlichen Änderung der 
Beteiligungsverhältnisse am Unternehmen des Nutzungs­
rechtsinhabers bzw. der Gesamtveräußerung oder Teilver­
äußerung des Unternehmens, wobei die wesentlichen Ver­
mögensgüter, die Nutzungsrechte an urheberrechtlich ge­

. schützten Werken, mit übergehen. 

Es liegt nahe, in diesem Zusammenhang auf eine Regelung 
zuruckzugreifen, welche ebenfalls einen erzwungenen Vertrags­
ubergang behandelt: auf § 613 a BGB. In § 613 a BGB als arbeit­
nehmerschutzender Norm14 werden die Auswirkungen eines 
Übergangs eines Betriebs oder Betriebsteils auf bestehende Ar­
beitsverhältnisse geregelt und festgeschrieben, dass sich ein Be­
triebsubergang zumindest nicht nachteilig auf bereits bestehende 
Rechte auswirken und ein Arbeitsverhältnis in der Regel zumin­
dest fur den Zeitraum von einem Jahr nicht zum Nachteil des 
Arbeitnehmers geändert werden darf. Daruber hinaus hat das 
BAG dem Arbeitnehmer in ständiger Rechtsprechung seit seinem 
Urteil aus dem Jahre 199415 das Recht eingeräumt, iIIl Zusammen­
hang mit dem Wechsel eines Betriebsinhabers dem Ubergang sei­
nes Arbeitsverhältnisses zu widersprechen. Einer der wesentlichen 
Grunde fur d.iese Rechtsprechung liegt darin, dass einem Arbeit­
nehmer kein nel.ler Arbeitgeber aufgezwungen werden darf16• 

Insofern ist die Situation des Betriebsübergangs mit dem 
Tatbestand des § 34 III UrhG vergleichbar, welcher den 
Urheber insoweit schützt, als er nicht jedem neuen Betriebs­
inhaber die Nutzung seines Werks gestatten muss. Im Ver­
gleich zum arbeitsrechtlichen Betriebsübergang werden die 
Rechte des Urhebers allerdings wesentlich eingeschränkt, 
da der Urheber nicht ohne Begründung ein Rückrufsrecht 
ausüben kann, sondern nur für den Fall, dass ihm die Werk­
nutzung durch den Erwerber nach Treu und Glauben nicht 
zugemutet werden kann. Dessen ungeachtet kann die 
Rechtsprechung zur Frage des Ausübungszeitraums zur 
Auslegung des § 34 UrhG herangezogen werden. 

Die Ansichten in der arbeitsrechtlichen Literatur bezüg­
lich der Frist, innerhalb der ein Arbeitnehmer sein Wider­
spruchsrecht ausüben kann, sind sehr unterschiedlich. Die 
Meinungen reichen von einer Pflicht des Arbeitnehmers 
zur unverzüglichen Geltendmachung bis zur Erklärung in­
nerhalb eines MonatsI? Seit dem Urteil des BAG im Jahre 
1993 geht die Rechtsprechung nun davon aus, dass ein 
Widerspruchsrecht im Regelfall innerhalb von drei Wo­
chen nach ausreichender Information über den Betriebs­
übergang zu erfolgen hat, um Wirkung zu entfalten 18. Eine 

Zwei-Wochen-Frist analog § 626 11 BGB wird hingegen 
als zu kurz, eine Monatsfrist hingegen als zu lang angese­
hen19. Begründet wird dies unter anderem mit der im Kün­
digungsschutz maßgeblichen Dreiwochenfrist gern. §§ 4, 
13 KSchG, da eine Anknüpfung hieran systemgerecht sei. 
Ein überzeugender Grund, einem Arbeitnehmer eine län­
gere Frist als für eine Kündigungsschutzklage oder für die 
Erklärung des Vorbehalts nach einer Änderungskündigung 
einzuräumen, bestehe in der Regel nicht. Nach Ansicht der 
Rechtsprechung ist das schutzwürdige Interesse des betrof­
fenen Arbeitgebers an einer raschen Klärung der Rechts­
lage nicht geringer, sondern größer als nach einer Kündi­
gung. Begründet wird dies damit, dass ein Arbeitnehmer 
im Zusammenhang mit einer Kündigung überprüft, inwie­
weit die Kündigung vom Arbeitgeber zu vertretende Män­
gel aufweist, während das Widerspruchsrecht im Zusam­
menhang mit § 613 a BGB nicht dem Schutz vor rechts­
fehlerhaftem Handeln des Arbeitgebers dient. Auch sei das 
Interesse des neuen Betriebsinhabers und damit neuem 
Arbeitgeber des Arbeitnehmers an einer baldigen Klärung 
der Rechtslage beim Betriebsübergang nicht geringer als 
bei einer Anfechtung wegen Irrtums oder falscher Über­
mittlung einer Willenserklärung. Daher habe der Arbeit­
nehmer ohne schuldhaftes Zögern· von seinem Gestal­
tungsrecht Gebrauch zu machen, längstens jedoch inner­
halb von drei Wochen nach einer ausreichenden Unterrich­
tung über den Betriebsübergang2o. 

Diese Argumentation lässt sich auf den Übergang der 
urheberrechtlichen Nutzungsrechte im Zusammenhang 
mit einer Unternehmensveräußerung übertragen. Auch 
hier lässt sich der Erwerber kein rechtsfehlerhaftes Verhal­
ten zu Schulden kommen, er hat lediglich ein Unterneh­
men oder einen Unternehmensteil erworben. Auch in die­
ser Situation' ist für den Erwerber entscheidend und von 
besonderem Interesse, schnellstmöglich in Erfahrung zu 
bringen, welche Nutzungsrechte er zukünftig einsetzen 
kann und welche nicht. 

Problematisch ist nun, dass sich nicht nur das Urheber­
vertragsrecht geändert hat, sondern auch § 613 a BGB. 
§ 613 a BGB wurde um § 613 a V und VI ergänzt. Die 
Ergänzung des § 613 a BGB dient nach der Gesetzes­
begründung der Umsetzung von Art. 7 VI der Richtlinie 
200l/23/EG vom 12. 3.200121 . Tatsächlich geht die Neu­
regelung. aber weit über die Anforderungen der Richtlinie 
hinaus22 . § 613 a BGB sieht neben einer wesentlich um­
fangreicheren Pflicht zur Information der beteiligten Ar­
beitnehmer in Textform in § 613 a VI BGB eine Wider­
spruchsfrist von einem Moriat vor. Die Verlängerung der 
Drei-Wochen-Frist auf eine Monatsfrist wird damit be­
gründet, dass ein Arbeitnehmer ausreichend Zeit für die' 
Entscheidung haben soll, ob er das Widerspruchsrecht 
ausüben möchte23 . 

11) BT-Dr 14/6433, S. 20. 
12) BGH, NJW 1990, 1989 = GRUR 1990, 443 (446); NJW 1977, 

1633 = MDR 1977, 647 (648). 
13) BGH, NJW 1990, 1989 = GRUR 1990, 443 (446) . .. 
14) Willemsen/Hohenstatt/Schweibert, Umstrukturierung. und Ubere 

tragung von Unternehmen, 1999, S. 673 f.; Schaub, in: MünchKomm, 
3. Auf!. (1995), § 613 a Rdnrn. 6, 6 a. 

15) BAG, NJW 1975, 1378. , 
16) RAG, NJW 1994, 2170 = NZA 1994, 357; Schaub, ArbR-Hdb., 

9. Auf!. (2000), VIII Rdnr. 119. 
17) Vgl. nur Schmalen berg, NZA 1989, Beil. 3, 14 (25); Staudinger/Ri-

chardi/Annuß, BGB, 13. Bearb. (2001), § 613 a Rdnr. 126 m. w. Nachw. 
18) BAG, NJW 1994, 2170 = NZA 1994, 357. 
19) BAG, NJW 1994, 2170 (2171) = NZA 1994, 357. 
20) BAG, NJW 1;994, 2170(2171) = NZA 1994, 357. 
21) BT-Dr 14/8128, S. 5, und BR-Dr 831101, S. 16. 
22) Bauer/v. Steinau-Steinrück, ZIP 2002,457. 
23) BT-Dr 14/7760, S. 7. 
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Der Streit in Rechtsprechung und Literatur zur Frage 
der angemessenen Widerspruchsfrist wurde somit durch 
den Gesetzgeber entschieden. Bei einem erzwungenen Ver­
tragsübergang wird eine Überlegungsfrist des betroffenen 
Arbeitnehmers von einem Monat für angemessen angese­
hen. 

Unterbleibt eine ordnungsgemäße oder vollständige Unterrich-
. tung, so beginnt die Erklärungsfrist für den Widerspruch des 

Arbeitnehmers gegen den Betriebsübergang nicht. Wurde nicht 
vor dem Betriebsübergang informiert, wird eine Widerspruchs­
frist anders als bisher nicht mehr in Gang gesetzt, das heißt der 
Arbeitnehmer braucht sich nicht an die Monatsfrist zu halten24. 
Begrenzt wird das Widerspruchs~echt in einem derartigen Fall 
- wie bisher -allerdings durch die Grundsätze der Verwir­
kung25. Demnach ist ein Anspruch verwirkt, wenn der An­
spruchs berechtigte erst nach Ablauf eines längeren Zeitraums 
den Anspruch erhebt (Zeitmoment), dadurch beim Verpflichte­
ten einen Vertrauenstatbestand geschaffen hat, er werde nicht 
mehr in Anspruch.genommen (Umstandsmoment) und die Erfül­
lung für den Verpflichteten daher nicht mehr zumutbar ist (Zu­
mutbarkeitsmoment)26. 

Übertragen auf die Auslegung des § 34 III UrhG bedeu­
tet dies Folgendes: Sofern die Urheber ausreichend über 
die Unternehmensveräußerung bzw. den Beteiligungs­
erwerb informiert werden, können sie ihr Rückrufsrecht 
grundsätzlich nur innerhalb eines Monats geltend ma­
chen. Auch wenn in § 34 UrhG keine schriftliche Informa­
tion gefordert wird, sollte diese zumindest in Textform 
erfolgen, um im Streitfalle den Nachweis erbringen zu 
können. Hinsichtlich des Umfangs der erforderlichen In­
formation kann allerdings kaum auf die Neuregelung zu 
§ 613 a BGB zurückgegriffen werden. Die Informations­
pflichten über die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozia­
len Folgen des Betriebübergangs für die Arbeitnehmer 
und die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht genom­
menen Maßnahmen sind vor dem Hintergrund der we­
sentlich engeren Bindung des Arbeitnehmers zum Arbeit­
geber zu sehen. Allgemeingültige Grundsätze, die auch 
auf freiberufliche Urheber Anwendung finden, können 
hieraus nur insoweit abgeleitet werden, als der Beginn 
einer Frist zur Ausübung eines einseitigen Gestaltungs­
rechts - wie eines Rückrufsrechts - die ausreichende In­
formation über ' die Vorgänge, die zu einem derartigen 
Recht führen, voraussetzt. 

Im Verlagsbereich ist vor diesem Hintergrund davon 
auszugehen, dass eine Mitteilung über diejenigen Ände­
rungen erforderlich sein dürfte, die die Nutzung des urhe­
berrechtlich geschützten Werks betreffen. Diese Informa­
tionspflicht umfasst die Person des Erwerbers und Ver­
legers sowie die Tatsache, ob der Name des Verlags wei­
tergeführt wird, und sei es nur als Imprint. Diese Informa­
tionen dürften jeden Autoren in die Lage versetzen, ein­
zuschätzen, ob ihm die Nutzung seines Werks durch den 
neuen Berechtigten zumutbar ist oder nicht. Dies gilt auch 
vor dem Hintergrund, dass sich an den vertraglichen 
Rechten des Urhebers aus dem Verlagsvertrag nichts geän­
dert hat. Erwerber und Veräußerer haften nach § 34 IV 
UrhG vielmehr gesamtschuldnerisch für die Verpflichtun­
gen aus dem Vertrag mit dem Urheber, sofern dieser einer 
Übertragung des Nutzungsrechts nicht ausdrücklich im 
Einzelfall zugestimmt hat, was bei Unternehmensveräuße­
rungen wohl äußerst selten der Fall sein dürfte. Sofern 
eine Zustimmung erteilt wurde, haftet der Erwerber, der 
in den Nutzungsvertrag mit dem Urheber eingetreten ist, 
alleine. 

3. Wesentliche Veränderungen der Beteiligungsverhältnisse -
Change of ControI-KlauseI im Urhebervertragsrecht 

Ein Rückrufsrecht besteht nach §34 III 3 UrhG auch 
dann, wenn sich die Beteiligungsverhältnisse wesentlich 

ändern. Fraglich ist nur, wann die Wesentlichkeitsschwelle 
im Sinne der Neuregelung anzunehmen ist. Die Gesetzes­
begründung schweigt auch an dieser Stelle. 

Regelungen zur Grenze der Wesentlichkeit finden sich aller~ 
dings in den unterschiedlichsten Regelungsbereichen. §§ 20 und 
21 AktG statuieren Mitteilungspflichten, wenn einem Unterneh­
men mehr als der vierte Teil der Aktien einer Aktiengesellschaft 
gehören. Demnach geht der Gesetzgeber davon aus, dass eine 
wesentliche Beteiligung bereits dann anzunehmen ist, wenn die 
25%-Schwelle überschritten wird. Dagegen sieht der Gesetz­
geber nach § 21 I WpHG die Wesentlichkeitsgrenze schon bei 
5% überschritten27• 

Im Steuerrecht stößt man wiederholt auf den Begriff der we­
sentlichen Beteiligung. Beispielsweise in § .17 I EStG, der bis zum 
31. 12. 1998 in Kraft war, wurde geregelt: "Zu den Einkünften 
aus Gewerbebetrieb gehört auch der Gewinn aus der Veräuße­
rung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft, wenn der Ver­
äußerer innerhalb der letzten fünf Jahre am Kapital der Gesell­
schaft wesentlich beteiligt war . .. Eine wesentliche Beteiligung 
ist gegeben, wenn der Veräußerer an der Gesellschaft zu mehr als 
einem Viertel unmittelbar oder mittelbar beteiligt war"28. 

Diese Wesentlichkeitsschwelle änderte sich allerdings und 
wurde ab dem 1. 1. 1999 auf eine Beteiligung von 10% abge­
senkt29 und liegt heute bei 1 %30, wobei der Gesetzeswortlaut 
nicht mehr von wesentlicher Beteiligung spricht, der Gesetzgeber 
diese Beteiligung aber offensichtlich dennoch als wesentlich im 
Zusammenhang mit dem geregelten Sachverhalt ansieht. Diese 
mehrfache Änderung der Wesentlichkeitsschwelle innerhalb sehr 
kurzer Zeit macht deutlich, dass diese Schwelle nicht eindeutig 
zu bestimmen ist und entscheidend vom Gesetzeszweck abhängt. 
Diese Uberlegung wird durch die unterschiedlichsten Wesentlich­
keitsschwellen in verschiedenen Regelungsbereichen bestätigt. 
Ob eine wesentliche Beteiligung vorliegt, kann nur aus dem 
Sachzusammenhang ermittelt werden, für den die jeweilige Re­
gelung geschaffen wurde. Entscheidend ist damit letztendlich der 
Regelungszweck einer Norm. 

Die §§ 20 und 21 AktG bezwecken die Offenlegung der Betei­
ligungsverhält'nisse. Sowohl die Gläubige'r der Aktiengesellschaft 
als auch die Aktionäre selbst sowie die Öffentlichkeit sollen über 
Konzernverbindungen unterrichtet werden31 . . 

Wichtigstes Anliegen des §. 21 WpHG ist die Unterrichtung 
des Publikums32• Maßgeblich für den Gesetzgeber, der mit dieser 
Regelung sogar über die europäische Transparenz-Richtlinie hi­
nausging, waren neben den Zielsetzungen der Richtlinie, die 
insbesondere im Schutz der Anleger, in der Stärkung des Vertrau­
ens in die Wertpapiermärkte und der Förderung der Funktions­
tüchtigkeit der Wertpapiermärkte lagen, auch die Bekämpfung 
des Missbrauchs von Insiderinformationen und die Erhöhung 
der Wettbewerbsfähigkeit des Finanzplatzes Deutschland33. 

§ 17 EStG wird damit gerechtfertigt, dass bestimmte Gesell­
schafter einer Kapitalgesellschaft wirtschaftlich mit Mitunter­
riehmern einer Personen gesellschaft vergleichbar seien und des­
halb Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalge­
sellschaften typisierend ähnlich zu besteuern sind wie Gewinne 
aus der Veräußerung von Mitunternehmeranteilen34. Der Zweck 
liegt primär darin, den eintretenden Zuwachs der finanziellen 
Leistungsfähigkeit auf Grund einer Veräußerung zu erfassen35 

24) Bauer/v. Steinau-Steinrück, ZIP 2002, 457 (459). 
25) BAG, Urt. v. 27. 1. 2000 - 8 AZR 106199 (nicht veröff.). 
26) BAG, NZA 1989, 16 (17); Urt. v. 27. 1. 2000 - 8 AZR 106199 

(nicht veröff.). . 
27) "Wer durch Erwerb, Veräußerung oder auf sonstige Weise 5%, 

10%,25%,50% oder75% der Stimmrechte an einer börsennotierten Ge­
sellschaft erreicht, überschreitet oder unterschreitet (Meldepflichtiger), 
hat der Gesellschaft sowie dem Bundesaufsichtsamt unverzüglich, spätes­
tens innerhalb von sieben Kalendertagen, das Erreichen, Überschreiten 
oder Unterschreiten der genannten Schwellen sowie die Höhe seines 
Stimmrechts anteils unter Angabe seiner Anschrift und des Tages des Errei ­
chens, Überschreitens oder Unterschreitens schriftlich mitzuteilen." 

28) Schmidt, EStG, 17. Auf!.. (1998), § 17 Rdnr. 4. 
29) Schmidt, EStG,19. Aufl. (2000), § 17 Rdnr. 4. 
30) Blümich, EStGIKStGIGewStG, Bd. 2, Losebl. (Stand: Okt. 2001), 

§ 17 Rdnr. 82. 
31) Hü(fer, AktG, 4. Auf!. (1999), § 20 Rdnr. 1, § 21 Rdnr. 1. 
32) Assmann/Schneider, WpHG, 2. Auf!. (1999), § 21 Rdnr. 3. 
33) Begr. RegE zu § 21 I, BT-Dr 12/6679, S. 52; AssmannlSchneider 

(0. Fußn. 32), Vorb. § 21 Rdnr. 15. 
34) Schmidt (0. Fußn. 29) § 17 Rdnr. 3. 
35) BFHE178, 197 (202) = BStBlll 95, 870 (872). 
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und damit die Bemessungsgrundlage für die Besteuerung des 
Steuersubjekts . . 

Was ist nun der eigentliche Normzweck des § 34 III 
UrhG? In der Begründung zum neuen Urhebervertrags­
recht wie auch in der Überschrift zum Gesetzentwurf wird 
deutlich, dass Ziel und Zweck der Gesetzesänderung in 
der Stärkung der Stellung der Urheber zu sehen ist, ins­
besondere in wirtschaftlicher Hinsicht36. Die vertragliche 
Stellung von Urhebern und ausübenden Künstlern soll 
gestärkt werden, und zwar vorrangig durch die Einfüh­
rung eines gesetzlichen Anspruchs auf Anpassung des 
Nutzungsvertrags, sofern keine angemessene Vergütung 
vereinbart wurde. In der Diskussion zum neuen Urheber­
vertragsrecht wurde immer wieder der wirtschaftliche 
Aspekt der Neuregelung hervorgehoben. Urheber und 
ausübende Künstler als regelmäßig schwächere Vertrags­
partei sollen gegenüber den Unternehmen in die Lage 
versetzt werden, ihre wirtschaftlichen Interessen durch­
zusetzen3? Da. der Vertragsübergang bei einer Unterneh­
mensveräußerung auf den Inhalt des bestehenden Lizenz­
vertrags keine Auswirkungen hat, bestand in dieser Rich­
tung jedoch kein Schutzbedürfnis auf Seiten der Urheber. 

Mangels anderer Anhaltspunkte ist davon auszugehen, 
dass Urheber davor geschützt werden sollen, gegen ihren 
Willen künftig mit einem Verleger zusammenarbeiten zu 
müssen, sofern ihnen dies nach Treu und Glauben nicht 
zumutbar ist. Die Grenze des Zumutbaren kann jedoch 
erst dann überschritten sein, wenn sich ein Gesellschafter 
neuerdings maßgeblich an den Gelichicken des Verlags.im 
verlegerischen Alltagsgeschäft beteiligen kann. Geschützt 
werden soll der Urheber in seinem Vertrauensverhältnis 
zum Entscheidungsträger des Verlags. Insofern ist hier für 
eine Auslegung des Wesentlichkeitsbegriffs auf das Gesell­
schaftsrecht zurückzugreifen, um festzustellen, unter wel­
chen Voraussetzungen dies überhaupt der Fall sein kann. 

Eine. entscheidende Beteiligungsschwelleim Gesellschaftsrecht 
kommt zumindest im Kapitalgesellschaftsrecht, der auch die im 
Wirtschaftsverkehr fast ausschließlich in Erscheinung tretenden 

. Personengesellschaften in Form einer GmbH & Co. KG angegli­
chen sind38, der 25%-Schwelle zu. Sofernein Minderheitsgesell­
schafter mit 25% ünd einer weiteren Stimme an einer Gesell­
schaft beteiligt ist, kann er all jene Entscheidungen blockieren, 
die gesetzlich eine qualifizierte Mehrheit erfordern. Dies sind die 
Grundlagenbeschlüsse, bei denen der Gesetzgeber eine Dreivier­
tel-Mehrheit vorgesehen hat. Hierbei handelt es sich um Um­
wandlungen, Satzungsänderun'gen, 'welche <luch Kapitaländerun­
gen umfassen, Auflösungsbeschlüsse oder Beschlussfassungen 
über Unternehmensverträge wie beispielsweise der Abschluss ei­
nes Beherrschungs- und ~ewinnabführungsvertrags39. Nicht un­
ter dieses zwingend vorgesehene Dreiviertel-Mehrheitserforder­
nis fallen allerdings die Beschlüsse der Gesellschafter, die den 
Bereich betreffen, der im Unternehmensgegenstand der Gesell­
schaft näher umschr:ieben wird, mithin das alltägliche Verlags­
geschäft, die laufende Geschäftsführung. 

Für die Geschäfte, die zum Betrieb des Unternehmens 
gehören, hat der Gesetzgeber gerade keine qualifizierte 
Mehrheit vorgesehen, sondern ging davon aus, dass der 
Alltag durch Gesellschafterbeschlüsse, die mit einfacher 
Mehrheit gefasst werden, zu bewältigen ist. Auch wenn der 
Gesetzgeber im ReCht der Personengesellschaften grund­
sätzlich das Prinzip der Einstimmigkeit vorgesehen hat, ist 
nach herrschender Meinungdie Gestattung von Mehrheits­
entscheidungen bei der laufenden Geschäftsführung völlig 
unbedenklich, sofern der Kernbereich der Gesellschafter­
stellung nicht betroffen ist40; und auch üblich, da anderen­
falls eine effektive Geschäftsführung undenkbar wäre. 

Nordemann, der beim Einstieg eines großen Konzerns 
bereits eine Beteiligung von 5% genügen lässt4 1, kann 
nicht zugestimmt werden, da selbst die Stilke-Entschei­
dung42 er~t bei 24% ansetzt. Nur wenn ein Minderheits-

gesellschafter minderheitsuntypische erhebliche Einfluss­
rechte . direkt auf die Verlagsverträge erhält, wäre sein 
dem GWB entlehntes Argument ab einer Beteiligung von 
25,1% überzeugend. Nur dann läge nicht ' nur ein wett­
bewerblich erheblicher, sondern auch ein urhebervertrag­
lich relevanter Einfluss vor. 

Vor diesem Hintergrund kann eine wesentliche Ände­
rung der Beteiligungsverhältnisse in § 34 III UrhG nur 
dann angenommen werden, wenn sich die Beteiligungs­
struktur in derWeise ändert, dass sich die einfache Mehr­
heit verschiebt. Nur der Inhaber der einfachen Mehrheit 
kann maßgeblichen Einfluss auf die Gestaltung des Ver­
lagsgeschäfts ausüben und damit die Interessen der Urhe-
ber berühren. . 

4. Vorsorge bei Unternehmenskäufen 

Auch wenn sich die Auswirkungen . des neuen § 34 III 
UrhG in der Praxis nach dem Dargestellten in engen 
Grenzen halten dürfte, wird man nicht umhin korrirnen, 
in den zukünftigen Unternehmenskaufverträgen für die ' 
aufgezeigten Eventualitäten Vorsorge zu treffen. Diese 
wird darin bestehen, dass man von vornherein das mögli­
che Rückrufsrecht als Risikofaktor bei der Kaufpreis­
berechnung einsetzen wird oder konkrete Kaufpreismin­
derungsansprüche vereinbart, sollte berechtigterweise von 
dem Rückrufsrecht Gebrauch gemacht werden. Man 
könnte auch daran denken, dass ein Teil des Kaufpreises 
zu hinterlegen ist, um im Falle der berechtigten Min­
derung auch die Gewähr des werthaitigen Anspruchs zu 
haben. Auch die über einen gewissen Zeitraum gestreckte 
Kaufpreiszahlung wäre eine Möglichkeit zur Reduzierung 
des Risikos, ebenso wie eine Bankbürgschaft. Nur ganz 
ohne eine derartige Vorsorge wird man nicht mehr aus­
kommen, da der Veraußerer, der die Nutzungsrechte nach 
wie vor im Zusammenhang mit einer Unternehmensver­
äußerung zustimmungsfrei übertragen darf, seinen Ver­
tragspflichten ordnungsgemäß nachkommt. Ein ausgeüb­
ter Rückruf, der laut Gesetz erst nach dem erfolgten Uber­
gang des Unternehmens ausgeübt werden kann, ändert an 
der ordnungsgemäßen Vertragserfüllung des Veräußerers 
nichts mehr, sofern hier keine anderweitige Regelung im 
Kaufvertrag getroffen wurde. 

m. Zusammenfassung 

Die Neuregelung im Zusammenhang mit der Übertra­
gung von Nutzungsrechten bei Unternehmensveräußerun­
gen, sei es auch nur Veräußerung vOn Teilen des Unter­
nehmensund unabhängig davon, ob es sich um einen 
Share- oder Asset-deal handelt, wird in der Praxis zu 
keinen wesentlichen Änderungen führen, da der Gesetz­
geber nur gesetzlich festschreibt, was bislang schon durch 
die Rechtsprechung gewährt wurde, ein Recht des Urhe­
bers zur Kündigung aus wichtigem Grund als ultima ratio. 
Die Rückrufsfrist beträgt hierbei analog § 613 a VI BGB 
einen Monat. Der Berater wird dennoch nicht umhin 
kommen, künftig das eventuelle Risiko eines Rückrufs bei 
der Vertragsgestaltung im Bereich Mergers & Acquisitions 
zu berücksichtigen. 

36) BT-Dr 14/8058, S. 1 f.; Jacob, NJW 2002, 1905 (1906). 
37) Professorenentwurf, S. 28(30). 
38) Stengel, Hdb. d. Personengesellschaften, 2. Aufl. (2002) , § 3 Rd­

nr. 385 . 
39) Karsten Schmidt, GesellschaftsR, 3. Auf!. (1997), § 16 II l. 
40) Karsten Schmidt (0. Fußn. 39), § 16 II 2 b; vgl.Stengel (0. 

Fußn. 38), § 3 Rdnrn. 391, 450 ff. 
41) Nordemann, Das neue UrhebervertragsR, 2002, § 34 Rdnr. 5. 
42) KG, WuW 1999, 500 (501). 


